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Düsseldorf, 8. Juli 2014 
 
Presseerklärung 
 
Rechtsgutachten zur Frage der Zulässigkeit von Zielquoten 
für Frauen in Führungspositionen im Öffentlichen Dienst 
sowie zur Verankerung von Sanktionen bei Nichteinhaltung“  
 
„Die öffentliche Verwaltung muss den Artikel 3 des Grundgesetzes 
und damit die Aufstiegschancen von Frauen konsequenter als 
bisher in den Verfahren zur Personalauswahl umsetzen!“. Mit 
dieser Feststellung begrüßt die Landesarbeitsgemeinschaft der 
kommunalen Gleichstellungsbeauftragten NRW das heute vorge-
legte Rechtsgutachten des ehemaligen Präsidenten des Bundes-
verfassungsgerichts, Prof. Hans-Jürgen Papier, zu Quotenrege-
lungen im Öffentlichen Dienst und der Durchsetzung von Gleich-
stellungsbelangen in der Verwaltung. Das Gutachten war von der 
rot-grünen Landesregierung in Auftrag gegeben worden, um 
entsprechend einem Auftrag aus dem Koalitionsvertrag verfas-
sungsrechtliche Spielräume für die Reform des Landesgleichstel-
lungsgesetzes und die anstehende Dienstrechtsreform auszuloten. 
 
„Das Gutachten zeigt unmissverständlich auf, dass Frauenförder-
maßnahmen in der Verwaltung keine überflüssige Bürokratie 
darstellen, sondern der Pflicht des Staates entsprechen, für eine 
Gleichstellung der Geschlechter zu sorgen. Und dass es nicht 
reicht, schöne Regelungen ins Landesgleichstellungsgesetz zu 
schreiben - diese Bestimmungen müssen auch tatsächlich ange-
wendet werden!“ so die Sprecherinnen Christel Steylaers und 
Michaela Fahner. 
 
Der Gutachter hält die Praxis der Verwaltung, durch unnötig und 
künstlich herbeigeführte Differenzierungen bei der Bestimmung der 
Qualifikation eine Anwendung der Frauenquote zu umgehen, für 
verfassungswidrig. Nach seinen Ausführungen muss der Gleich-
heitsgrundsatz als ebenso wichtiges Prinzip wie der Grundsatz der 
Bestenauslese bewertet werden und sehr viel größere Relevanz 
entfalten als bisher. 
 
Aber auch sonstige Frauenfördermaßnahmen - Papier nennt sie 
Gleichstellungsvorsorgemaßnahmen - werden von dem Gutachter 
umfassend rechtlich gewürdigt. Denn der Staat hat nach seinen 
Ausführungen die Aufgabe, eine Personalentwicklung im Lichte des  
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Gleichstellungsgrundsatzes nach Art. 3 Abs. 2 GG zu betreiben. 
Betont wird auch das Klagerecht der Gleichstellungsbeauftragten, 
das sich aus ihrer Stellung in der Verwaltung ergibt. 
 
„Es ist sicherlich kein Zufall, dass nach Prof. Ernst Benda, der mit 
seinem Gutachten 1986 den Weg für die Quote im Öffentlichen 
Dienst eröffnet hat, nun wieder ein ranghoher Verfassungsrechtler 
die Bedeutung des Art. 3 GG für die Verwaltung in Erinnerung 
rufen muss,“ erklären die Sprecherinnen. Der Kampf der Frauen 
für die tatsächliche  Gleichstellung sei auch immer der Kampf um 
das Recht.  „Dies spiegelt sich schon in der Entstehungsgeschich-
te von Art. 3 GG wider und ist bis heute zu beobachten: Immer 
wieder sind es das Bundesverfassungsgericht und der EuGH, die 
korrigierend eingreifen und den Gesetzgeber in die Pflicht nehmen 
müssen.“ 
 
Auch wenn sich das Gutachten auf Nordrhein–Westfalen bezieht, 
erwartet die Landesarbeitsgemeinschaft der kommunalen Gleich-
stellungsbeauftragten von dem Gutachten eine Signalwirkung für 
die Gleichstellungsgesetze aller Bundesländer. 
 
Ansprechpartnerin 

Michaela Fahner, Gleichstellungsbeauftragte  
der Stadt Bergisch Gladbach, Tel. 02202 142 648 


